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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 

betr. weitere Reform der beruflichen Bildung 


Der Bundestag wolle beschließen: 


A. 

Das vorrangige Ziel in der beruflichen Bildung ist die Sicherung 
eines quantitativ ausreichenden Angebotes an qualifizierten 
Ausbildungsplätzen sowie die Verwirklichung der Gleichwertig- 
keit von beruflicher und allgemeiner Bildung. Diese Zielsetzung 
kann nur erreicht werden, wenn in den nächsten Jahren alles 
geschieht, um die Ausbildungsbereitschaft aller zur Ausbildung 
qualifizierten Betriebe zu stärken. Das Ja zum dualen System 
von Betrieb und Schule setzt die vorbehaltlose Bejahung und 
aktive Förderung der betrieblichen Ausbildung, verstärkte An- 
strengungen für den Ausbau des beruflichen Schulwesens so- 
wie ein wirksames Abstimmungsverfahren von Schule und Be- 
trieb voraus. Das duale System von Betrieb und Schule muß 
abgesichert, aber auch gleichzeitig im Interesse der jungen 
Generation und ihrer Zukunftschancen weiter verbessert 
werden. 


B. 

Der Deutsche Bundestag geht von folgenden Grundsätzen bei 
der weiteren Reform der beruflichen Bildung aus: 

1. Das duale System von Betrieb und Schule mit einer Ergän- 
zung der betrieblichen Ausbildung durch überbetriebliche 
Ausbildungsstätten hat sich bewährt und genießt in der 
Öffentlichkeit, bei den Gewerkschaften und Unternehmen in 
unserem Lande wie auch im internationalen Maßstab hohes 
Ansehen; die Wechselwirkung von Theorie und Praxis in 
einem einheitlichen Bildungsgang macht in der beruflichen 
Bildung das duale System zu einem System ohne Alter- 
native. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt nachdrücklich das Bemühen 
der Länder und der kommunalen Träger, die Leistungsfähig- 
keit der Berufsschulen zu stärken. Er fordert die Regierun- 
gen von Bund und Ländern auf, die im Rahmen des von der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung vorgelegten 
„Stufenplans zur beruflichen Bildung" vorgesehenen Maß- 
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nahmen zügig zu verwirklichen. Der Deutsche Bundestag 
weist im Zusammenhang mit dem weiteren Ausbau des 
beruflichen Schulwesens auf die finanzielle Belastung der 
Länder und Gemeinden hin und fordert die Bundesregierung 
auf, dies bei der Steuerverteilung zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden angemessen zu berücksichtigen. 

2. Das Berufsbildungsgesetz ist ein wichtiges Bindeglied zwi- 
schen Bildungssystem und Beschäftigungssystem. Die beruf- 
liche Bildung muß funktionsgerecht entwickelt werden, um 
dem einzelnen gerechte Lebenschancen zu gewährleisten und 
zugleich den beruflichen, sozialen und politischen Erforder- 
nissen von Wirtschaft, Staat und Gesellschaft gerecht werden 
zu können. 

Die berufliche Bildung muß dem jungen Menschen Aufstiegs- 
und Lebenschancen eröffnen, die bisher fast ausschließlich 
durch Abitur und Hochschulabschluß gegeben waren. Der 
Erfolg der beruflichen Bildung ist daran zu messen, ob junge 
Menschen über Bildungsgänge, die auf die Berufs- und 
Arbeitswelt bezogen sind, in allen Bereichen unseres staat- 
lichen und gesellschaftlichen Lebens ihre Anlagen und 
Fähigkeiten voll entfalten können. 

Den leistungsschwachen und behinderten Jugendlichen müs- 
sen besondere Hilfestellungen gegeben werden, um sich in 
die Berufs- und Arbeitswelt einzugliedern. 

3. Berufliche Bildung erfordert ein einheitliches Konzept für 
Betrieb und Schule. Deshalb müssen Ausbildungsordnungen 
und Rahmenlehrpläne von den Möglichkeiten der Lernorte 
her entwickelt und aufeinander abgestimmt werden. 

Bund und Länder müssen in Wahrnehmung ihrer Verant- 
wortung 

— klare Zuständigkeiten und Abstimmungsverfahren 
schaffen, 

— durch eine sinnvolle Organisation Raum für eine wirk- 
same Partnerschaft der Beteiligten gewährleisten, 

— bürokratischen Perfektionismus verhindern. 

Der Bund hat in Wahrnehmung seiner Verantwortung die 
Aufgaben der Wirtschaft und ihrer Ausbilder für die beruf- 
liche Bildung festzulegen; Bund und Länder haben die Auf- 
gabe, das partnerschaftliche Zusammenwirken von Staat und 
Wirtschaft zu ermöglichen und zu fördern. 

4. Der Deutsche Bundestag unterstreicht, daß ein breiter Fächer 
von ausbildenden Betrieben Voraussetzung ist für ein aus- 
reichendes Angebot an Ausbildungsplätzen und die Siche- 
rung der wirtschaftlichen sowie sozialen Leistungsfähigkeit 
unseres Staates. Deshalb ist Ausbildung in der mittelständi- 
schen Wirtschaft, auch in kleineren und mittleren Betrieben, 
unverzichtbar. 

5. Ausbildung erfordert und rechtfertigt auch in Zukunft das 
finanzielle Engagement der Wirtschaft. Dies enthebt die 
öffentliche Hand aber nicht ihrer Verpflichtung, den Anteil 
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für die berufliche Bildung an den Gesamtausgaben der öffent- 
lichen Hand zu erhöhen und damit durch ein stärkeres 
Engagement, z. B. bei der Finanzierung ergänzender über- 
betrieblicher Einrichtungen, das duale System von Schule 
und Betrieb auch finanziell zu stärken. Ein Beitrag zum Aus- 
gleich von Ungleichgewichten im Angebot von Ausbildungs- 
plätzen kann grundsätzlich durch einen Kostenausgleich zwi- 
schen den Betrieben im Rahmen der Selbstverwaltung der 
Wirtschaft erfolgen. 

6. Die Novellierung des Berufsbildungsgesetzes muß die 
Weiterentwicklung 

— der beruflichen Erstausbildung Jugendlicher, 

— der Ausbildung leistungsschwacher und behinderter 
Jugendlicher, 

— der beruflichen Fort- und Weiterbildung in sinnvoller, 
funktionaler Aufteilung auf Schulen und Betriebe 

ermöglichen und ein beziehungsloses Nebeneinander von 
Betrieben und Schulen ausschalten. 


C. 


I. Berufliche Erstausbildung 

1. Die berufliche Erstausbildung im Sinne des Berufsbildungs- 
gesetzes wird grundsätzlich dual im Zusammenwirken von 
betrieblichen einschließlich überbetrieblichen Ausbildungs- 
stätten und Schulen in gleichberechtigter Partnerschaft voll- 
zogen. 

Die berufliche Erstausbildung im dualen System gliedert sich 
in berufsfeldbezogene Grundbildung und darauf aufbauende 
berufsqualifizierende Fachbildung; die berufsfeldbezogene 
Grundbildung muß in den nächsten Jahren schrittweise ent- 
wickelt werden. Sowohl die Ausbildungsordnungen für die 
Betriebe wie die schulischen Rahmenlehrpläne müssen dem 
entsprechen. Schul- und Ausbildungsgänge müssen den ver- 
schiedenen Lernfähigkeiten und Interessen Rechnung 
tragen. 

2. Zur Wahrung der Einheitlichkeit beruflicher Bildung muß 
die Grundstruktur beruflicher Erstausbildung, soweit sie 
durch Ausbildungsordnungen zu regeln ist, verbindlich vor- 
geschrieben werden. Inhalt, Dauer und Zielsetzung der Aus- 
bildung müssen sich auch an den tatsächlichen Möglichkeiten 
orientieren. 

Berufliche Erstausbildungsgänge müssen eine klare Gliede- 
rung nach dem Prinzip der Stufenausbildung erhalten. Dabei 
sollen 

— zweijährige Ausbildungsgänge, 

— dreijährige Ausbildungsgänge, 

— zweijährige Ausbildungsgänge mit aufbauenden einjäh- 
rigen Stufen 

jeweils mit Grundbildung möglich sein. 
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Die Erprobung von Modellen für Ausbildungsgänge in 
anderer Struktur müssen abgeschlossen sein, bevor sie ge- 
setzlich festgeschrieben werden. 

3. Die berufliche Grundbildung ist möglichst im Berufsgrund- 
bildungsjahr als Berufsgrundschuljahr oder kooperativ im 
dualen System von Betrieb und Schule durchzuführen, wobei 
beide Formen gleichwertig sind. Die berufliche Grund- 
bildung ist so anzulegen, daß der Übergang zur beruflichen 
Fachbildung ohne Probleme bewältigt und die Zielsetzung 
der jeweiligen Ausbildungsordnung verwirklicht werden 
kann. Die Felder der beruflichen Grundbildung sind auf ihre 
Breite hin zu überprüfen. 

4. Die berufliche Erstausbildung muß so gestaltet sein, daß sie 
die für den jeweiligen Beruf notwendigen Fähigkeiten, Fer- 
tigkeiten und Kenntnisse vermittelt. Im Rahmen dieser Ziel- 
setzung muß den erzieherischen und pädagogischen Belangen 
hinreichend Raum gegeben werden. 

5. Stätten überbetrieblicher Ausbildung unterstützen und er- 
gänzen die betriebliche Ausbildung. Sie vermitteln über- 
wiegend fachpraktische und fertigkeitsbezogene Inhalte. 
Standort, Organisation und Aufgaben richten sich nach den 
jeweiligen betrieblichen und schulischen Gegebenheiten. Die 
räumliche Zuordnung zu berufsbildenden Schulen ist anzu- 
streben. 

II. Sonderformen der Ausbildung für leistungsschwache und 
behinderte Jugendliche 

1. Jugendliche ohne Hauptschulabschluß und Jugendliche, die 
wegen sonstiger Behinderung keinen Ausbildungsplatz er- 
halten können, sollen u. a. durch besondere Formen des 
Berufsgrundschuljahres oder durch berufsvorbereitende 
Maßnahmen der Arbeitsverwaltung so gefördert werden, 
daß sie den Hauptschulabschluß mit dem Ziel, in ein nor- 
males Ausbildungsverhältnis vermittelt zu werden, nach- 
holen können. Die bestehenden Zuschüsse für solche Förder- 
verfahren sollen ggf. ausgebaut werden. 

2. Lernbehinderte, körperbehinderte und geistigbehinderte 
Jugendliche sollen in anerkannten Ausbildungsgängen zu 
den für sie erreichbaren Abschlüssen und Qualifikationen 
geführt werden. 

Die Jugendlichen, die einer solchen Ausbildung nicht ge- 
wachsen sind, sollen eine ihren Möglichkeiten entsprechen- 
de Ausbildung erhalten, zumindest eine einjährige abge- 
schlossene Grundbildung, an die sich eine weitere Aus- 
bildung anschließen kann. Dabei sollen die Erfahrungen und 
Möglichkeiten der freien Träger besonders berücksichtigt 
werden. 

Für schwerbehinderte Jugendliche, die nicht in die Berufs- 
und Arbeitswelt eingegliedert werden können, muß ein 
eigener Behindertenplan entwickelt werden. 
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Betriebe, die behinderten Jugendlichen Ausbildungs- oder 
Arbeitsplätze zur Verfügung stellen, sollen besondere Ver- 
günstigungen erhalten. 

3. Für spätausgesiedelte Jugendliche muß der Besuch von 
Förderschulen und Förderschulheimen gesichert werden, 
ohne daß ihre Eltern wie bisher zu den Kosten herange- 
zogen werden. 

4. Für die Berufsbildung ausländischer Jugendlicher müssen 
besondere Maßnahmen, insbesondere der sprachlichen För- 
derung, verstärkt angeboten werden. Sie können auf die 
Schulbesuchspflicht angerechnet werden. 

5. Jugendlichen in Einrichtungen der Jugendhilfe muß, bei- 
spielsweise im Rahmen von Sozialisationsplänen, die Mög- 
lichkeit geboten werden, Schulabschlüsse nachzuholen. 

6. Bei Jugendlichen im Strafvollzug soll eine Verbesserung 
ihres Bildungsstandes im allgemeinen im Zusammenhang 
mit einer wirksamen Berufsförderung erfolgen. Nach Mög- 
lichkeit ist eine Ausbildung in anerkannten Berufen mit Zu- 
kunftsaussichten fortzusetzen oder neu zu beginnen. 

7. Es ist zu prüfen, inwieweit behinderten Jugendlichen spe- 
ziele Angebote der Fort- und Weiterbildung zur Sicherung 
des Arbeitsplatzes gemacht werden können. 

III. Fort- und Weiterbildung 

1. Berufliche Fort- und Weiterbildung dient der Chancen- 
gerechtigkeit nach dem Eintritt in das Berufsleben. Sie muß 
dem einzelnen breitgefächerte Bildungsangebote zur Ver- 
fügung stellen, die den Erwerb höherer beruflicher Qualifi- 
kationen (Aufstiegsbildung) sowie die Anpassung an neue 
Erkenntnisse, Technologien und wirtschaftliche Veränderun- 
gen (Anpassungsbildung) ermöglichen. 

Um diesen Aufgaben gerecht zu werden, müssen die Träger 
der beruflichen Fort- und Weiterbildung stärker Zusammen- 
arbeiten mit dem Ziel, eine bessere Ordnung des Bildungs- 
angebotes zu erreichen, ausreichende Bildungseinrichtungen 
zu schaffen und eine höhere Effizienz beruflicher Fort- und 
Weiterbildungsgänge zu gewährleisten. 

2. Der Bereich der Anpassungsbildung muß von der Verschie- 
denartigkeit des Personenkreises und der Notwendigkeit 
eines breitgefächerten, differenzierten und an den unter- 
schiedlichen Bedürfnissen, Interessen und Neigungen des 
einzelnen orientierten Bildungsangebotes ausgehen. Daher 
entzieht er sich weitgehend einem über Rahmenvorschriften 
hinausgehenden staatlichen Ordnungsanspruch. 

3. Dagegen ist für den Bereich der Aufstiegsbildung eine staat- 
liche Normierung angebracht. Eine Regelung der beruflichen 
Fort- und Weiterbildung hat nach dem Prinzip der Pluralität 
von der gewachsenen und bewährten Vielfalt sowohl von 
Trägern als auch von Angeboten auszugehen. Sie muß sich 
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über allgemeine Rahmenvorschriften hinaus im wesentlichen 
auf die Sicherung einheitlicher Standards für berufliche 
Qualifikationen beschränken. 

4. Die inhaltliche Ausgestaltung praxisnaher, bedarfsgerechter 
beruflicher Fort- und Weiterbildung muß dem besonderen 
Lernverhalten des Erwachsenen gerecht werden und die für 
diesen Bereich notwendige Flexibilität gewährleisten; Ord- 
nungsprinzipien der beruflichen Erstausbildung lassen sich 
nur bedingt auf die durch Freiwilligkeit und einen heteroge- 
nen Adressatenkreis gekennzeichnete berufliche Fort- und 
Weiterbildung übertragen. 

5. Berufliche Fort- und Weiterbildung hängt in hohem Maße 
von der besonderen Eignung des Ausbildungspersonals ab. 
Die Qualifikation der Ausbilder muß neben ausreichender 
Vorbildung eine dem Ausbildungszweck angemessene be- 
rufspraktische Erfahrung umfassen. 

6. Vergleichbare Zertifikate für Maßnahmen der beruflichen 
Fort- und Weiterbildung sind dringlich zu entwickeln. 


IV. Abstimmung der Maßnahmen von Bund und Ländern, von 
Betrieb und Schule 

1. Kernstück einer Reform der beruflichen Bildung ist eine 
wirksame Abstimmung der Maßnahmen von Bund und 
Ländern, von Betrieb und Schule, insbesondere zwischen 
Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrplänen. 

Die Abstimmung kann nur außerhalb des Berufsbildungs- 
gesetzes durch eine Vereinbarung von Bund und Ländern 
geregelt werden. In einer durch diese Vereinbarung zu 
errichtenden Zentralstelle für berufliche Bildung sind auf der 
Grundlage einer gleichberechtigten Partnerschaft von Bund 
und Ländern Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrpläne 
gemeinsam zu erarbeiten und aufeinander abzustimmen. Da- 
bei wirken Vertreter von Arbeitgebern, Arbeitnehmern und 
Lehrern an berufsbildenden Schulen gleichberechtigt mit. Die 
Bundesanstalt für Arbeit entsendet einen Vertreter. 

2. Diese Zentralstelle für berufliche Bildung berät darüber hin- 
aus den Bund in grundsätzlichen Fragen der beruflichen 
Bildung. Sie wirkt mit bei der Erstellung von Grundsätzen 
und Richtlinien für 

— die Eignung der Ausbildungsbetriebe, 

— die Qualifikation der Ausbilder, 

— die Prüfungsordnungen und -verfahren, 

— die Ausgestaltung der überbetrieblichen Ausbildungs- 
stätten, 

— den Ausbau der Fort- und Weiterbildung und die Ein- 
führung vergleichbarer Zertifikate, 

— die Statistik. 

3. Die Beschlußfassung über Rahmenlehrpläne und Aus- 
bildungsordnungen obliegen auf der Grundlage der Vor- 
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schlage der Zentralstelle für Berufsbildung der Bundesregie- 
rung und den Landesregierungen in ihrer jeweiligen Zustän- 
digkeit. 

Der Erlaß sowohl von Ausbildungsordnungen als auch von 
Rahmenlehrplänen setzt die vollzogene Abstimmung voraus. 

4. Der Landesausschuß für Berufsbildung soll sich zu gleichen 
Teilen aus Vertretern der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer 
und der Lehrer an berufsbildenden Schulen zusammen- 
setzen. Der Landesausschuß für berufliche Bildung berät die 
Landesregierung bei der Durchführung der beruflichen Bil- 
dung auf Landesebene; die Landesregierung soll sich ver- 
pflichten, in wichtigen Fragen der beruflichen Bildung das 
Votum des Landesausschusses einzuholen. Die Rahmenlehr- 
pläne für das berufsbildende Schulwesen sollen vom Kultus- 
minister im Benehmen mit dem Landesausschuß für Berufs- 
bildung erlassen werden. 

5. Dem Berufsbildungsausschuß der zuständigen Stelle sollen 
Vertreter der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der Lehrer 
an berufsbildenden Schulen in gleicher Zahl und mit gleichem 
Stimmrecht angehören. In der Regel soll die Hälfte der Ver- 
treter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer über die Aus- 
bildereignung verfügen. 

Der Berufsbildungsausschuß ist in allen wichtigen Ange- 
legenheiten der beruflichen Bildung zu unterrichten und zu 
hören; er hat die aufgrund des Berufsbildungsgesetzes von 
der zuständigen Stelle zu erlassenden Rechtsvorschriften für 
die Durchführung der Berufsbildung zu beschließen. 

Vor der Bestellung und Abberufung von Ausbildungs- 
beratern sowie der Einstellung und Kündigung anderer Be- 
schäftigter der zuständigen Stelle, die überwiegend mit. 
wesentlichen Aufgaben der Berufsbildung befaßt sind, ist 
dem Berufsbildungsausschuß rechtzeitig Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Die Zustimmung des Berufsbil- 
dungsausschusses zur Bestellung eines Ausbildungsberaters 
darf nur aus Gründen fehlender fachlicher Eignung ver- 
weigert werden. 

Der Berufsbildungsausschuß ist rechtzeitig zu unterrichten, 
welche Mittel für die Berufsbildung in die Voranschläge für 
den Haushaltsplan aufgenommen werden sollen; ihm ist 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

Ein Viertel der Mitglieder des Berufsbildungsausschusses 
kann verlangen, daß einzelne Ausbildungsberater dem Be- 
rufsbildungsausschuß über die Erfüllung der Aufgaben Be- 
richt erstatten. 


V. Staatliche Verantwortung und Verantwortung der Wirtschaft 
für die Sicherung der Ausbildungsqualität 

Das Berufsbildungsgesetz muß folgende Grundsätze, die für die 
Ausbildungsqualität entscheidend sind, bindend festlegen: 
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1. Die Novellierung des Berufsbildungsgesetzes muß die Vor- 
aussetzung schaffen für eine ebenso unkomplizierte wie die 
Kompetenzen klar abgrenzende Regelung des Verhältnisses 
von staatlicher Kontrolle und zuständigen Stellen. 

Die Zulassung der Ausbildungsbetriebe und der Entzug der 
Ausbildungserlaubnis werden von den zuständigen Stellen 
nach bundeseinheitlichen Richtlinien vorgenommen. Es ist 
Aufgabe der zuständigen Stellen, die Ausbildungsbetriebe 
zu beraten sowie für die Erfüllung der sachlichen und per- 
sonellen Voraussetzungen und die Einhaltung der vorliegen- 
den Ausbildungspläne Sorge zu tragen. Werden von den 
Beauftragten der zuständigen Stelle festgestellte Mängel 
nicht in zumutbarer Zeit behoben, so entzieht die zuständige 
Stelle die Ausbildungserlaubnis. 

Die nach Landesrecht zuständige Behörde überprüft die Er- 
füllung der gesetzlichen und sonstigen Vorschriften durch 
die Ausbildungsbetriebe. Die Länder haben dafür Sorge zu 
tragen, daß die zuständigen Behörden personell in der Lage 
sind, in ausreichendem Umfang Stichproben vorzunehmen. 

2. Im Berufsbildungsgesetz ist die Beseitigung der viel zu 
großen Zahl von zuständigen Stellen, insbesondere der 
öffentlichen Hand, unter Orientierung an einer zu betreuen- 
den Mindestzahl von Auszubildenden und entsprechenden 
Aufgaben im Bereich der beruflichen Bildung vorzusehen. 

3. Das Berufsbildungsgesetz muß sicherstellen, daß Ausbilder 
eine hinreichende fachliche Qualifikation in berufsqualifi- 
zierenden Tätigkeiten und zusätzliche berufs- und arbeits- 
pädagogische Mindestqualifikationen nachweisen. Eine lang- 
jährig erfolgreich geleistete Ausbildungstätigkeit muß für 
einen längeren Übergangszeitraum besondere Nachweise 
entbehrlich machen. Die ständige Fortbildung der Ausbilder 
ist zu ermöglichen. 

4. Eine sachgerechte Aufsicht über die Berufsausbildung setzt 
voraus, daß genügend Ausbildungsberater bei der zustän- 
digen Stelle zur Verfügung stehen. 

5. Das Berufsbildungsgesetz muß für das Prüfungswesen 
sichern, daß 

— Prüfungsordnungen und Prüfungsverfahren für die Erst- 
ausbildung, die Sonderformen der Ausbildung und ggf. 
für die berufliche Fort- und Weiterbildung jeweils nach 
einheitlichen Richtlinien gestaltet werden, 

— die Mitglieder der Prüfungsausschüsse für die gemein- 
same Prüfung von Betrieb und Schule von der zustän- 
digen Stelle berufen werden. Die Berufung der Vertreter 
der Arbeitnehmer im Bereich der Industrie- und Handels- 
kammern erfolgt auf Vorschlag der im Bezirk der zustän- 
digen Stellen bestehenden Gewerkschaften und selbstän- 
digen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder 
berufspolitischer Zwecksetzung. Die Vertreter der Arbeit- 
nehmer im Bereich der Handwerkskammern werden von 
den Gesellenvertretern in der Vollversammlung der 
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Kammern vorgeschlagen. Die Berufung der Lehrer an 
berufsbildenden Schulen erfolgt auf Vorschlag der zu- 
ständigen staatlichen Behörden. 

6. Der Zielsetzung des Berufsbildungsgesetzes kann die Bun- 
desregierung nur gerecht werden, wenn sie zusammen mit 
den Ländern, Berufsverbänden und gesellschaftlichen Orga- 
nisationen fundierte Aussagen über künftige sozialwirt- 
schaftliche Entwicklungen und Berufsstrukturen erarbeitet. 

Die Beratung der Jugendlichen muß sich an den individuellen 
Eignungen und Neigungen des jungen Menschen unter Be- 
rücksichtigung sozialwirtschaftlicher Entwicklungen orien- 
tieren. Sie muß vor diesem Hintergrund auf die Anforderun- 
gen des Berufsweges, die damit verbundenen beruflichen 
Aufstiegsmöglichkeiten und die Durchlässigkeit zu anderen 
Bildungs- und Berufswegen ausgerichtet sein. 

Bund und Länder sollen im Rahmen ihrer Kompetenzen dar- 
auf hinwirken, die zuständigen Beratungsdienste, insbeson- 
dere die Schullaufbahnberatung und die Berufs- sowie die 
Arbeits- und Förderungsberatung auszubauen. Eine bessere 
Zusammenarbeit aller Beratungsdienste ist dafür Voraus- 
setzung. 

VI. Finanzierung der beruflichen Bildung 

Der Deutsche Bundestag fordert den federführenden und die 
mitberatenden Ausschüsse auf, die Frage der Finanzierung vor 
der Verabschiedung eines neugestalteten Berufsbildungsgeset- 
zes in umfassenden Sachverständigenanhörungen zu klären. Es 
bedarf grundsätzlich der Klärung, ob ein neues Finanzierungs- 
system geeignet ist, die Ausbildungsbereitschaft der Betriebe zu 
stärken und ein ausreichendes Ausbildungsplatzangebot zu 
sichern. 

Insbesondere muß sorgfältig geprüft werden, inwieweit ein 
geeignetes System des kontinuierlichen Lastenausgleichs zwi- 
schen den Betrieben geschaffen werden kann, das Fondsbildun- 
gen ausschließt, im Rahmen bestehender Einrichtungen der 
Selbstverwaltung durchgeführt werden kann und den Aufbau 
einer neuen Bürokratie und damit zusätzlichen Verwaltungsauf- 
wand vermeidet. Die öffentlichen Arbeitgeber müssen den 
privaten Arbeitgebern gleichgestellt werden. 


Bonn, den 10. Juni 1975 


Carstens, Stücklen und Fraktion 
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